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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtshilfe

Der Ständerat lehnte die im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion Baumann (svp,
TG; Mo. 06.3240) für eine periodische Überprüfung der Berechtigung der Fortführung
der Blockierung von Vermögenswerten im Rahmen der internationalen Rechtshilfe ab.
Er anerkannte zwar das Anliegen als berechtigt, wertete es aber als überholt, da in der
Zeit seit der Einreichung des Vorstosses das Bundesstrafgericht entschieden hatte,
dass solche regelmässigen Überprüfungen durchgeführt werden müssen. Als unnötig
beurteilte die kleine Kammer auch eine im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion
seiner WAK (Mo. 06.3005), welche eine genaue Definition der rechtsstaatlichen
Anforderungen an die Gesuchsstaaten bei der internationalen Rechtshilfe verlangte.
Diese Bedingungen seien nach Ansicht des Ständerates sowohl in den nationalen
Gesetzen als auch in den internationalen Abkommen mit genügender Präzision
formuliert. 1

MOTION
DATUM: 11.03.2008
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Spätherbst 2019 reichten die RK-NR (Mo. 19.4377) bzw. die RK-SR (Mo. 19.4391) zwei
gleichlautende Motionen ein, mit denen eine Änderung der
Unvereinbarkeitsbestimmungen am Bundesstrafgericht gefordert wurde. Die bisherige
Unvereinbarkeitsregelung sieht vor, dass nebenamtliche Richterinnen und Richter am
BStGer Dritte an keinem anderen Gericht vertreten dürfen. Die beiden RK sahen diese
Regelung als zu streng an und wollten diese Regel nur noch für das Strafgericht selber
anwenden. Damit erhofften sich die beiden Kommissionen auch, dass mehr
Bewerbungen von Kandidierenden für nebenamtliche Gerichtsposten eingehen, die mit
einer Einschränkung der bestehenden Regeln weiterhin als Anwältinnen oder Anwälte
tätig sein könnten.
Der Bundesrat beantragte ohne inhaltliche Stellungnahme die Annahme der Motion und
im Nationalrat wurde der Vorstoss denn auch stillschweigend angenommen. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2019
MARC BÜHLMANN

Weil der Ständerat Mitte Juni 2020 die gleichlautende Motion 19.4391 seiner eigenen
RK-SR annahm, galt auch die Motion der RK-NR für die Änderung der
Unvereinbarkeitsbestimmungen am Bundesstrafgericht als angenommen. Der
Bundesrat wird entsprechend eine Gesetzesrevision vorlegen müssen, mit der geregelt
wird, dass für nebenamtliche Richterinnen und Richter lediglich für das
Bundesstrafgericht ein Verbot berufsmässiger Vertretung Dritter besteht.

MOTION
DATUM: 18.06.2020
MARC BÜHLMANN

Die beiden Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) hatten im November 2019 je eine
gleichlautende Kommissionsmotion eingereicht, mit der die
Unvereinbarkeitsbestimmungen am Bundesstrafgericht neu geregelt werden sollen.
Der Nationalrat hatte die Motion seiner Kommission (Mo. 19.4377) bereits in der
Wintersession 2019 angenommen, der Ständerat folgte mit der Annahme der Motion
der RK-SR im Juni 2020. Kommissionssprecher Beat Rieder (cvp, VS) führte aus, dass
die Bestimmungen gelockert werden sollen, um die Suche nach geeigneten
nebenamtlichen Richterinnen und Richtern am Bundesstrafgericht zu erleichtern. Für
dieses Amt, das ein Arbeitspensum von 10 bis 20 Prozent umfasse, würden sich kaum
Kandidierende melden, da die bisherigen Unvereinbarkeitsregelungen das Verbot einer
berufsmässigen Vertretung Dritter vor sämtlichen Gerichten vorsehen und somit für
viele potentielle Amtsträgerinnen und Amtsträger zu starke berufliche Einschränkungen
bedeuteten. Die ursprüngliche Idee war, dass alle Mitglieder des Bundesstrafgerichts
vollständig von forensischer Anwaltstätigkeit ausgeschlossen werden, um Risiken von
Interessenkonflikten von Beginn weg zu vermeiden. Neu soll ein solches Verbot für
nebenamtliche Strafrichterinnen und Strafrichter nur noch vor Bundesgericht gelten.
Justizministerin Karin Keller-Sutter warnte zwar, dass es mit der Umsetzung der Motion
allenfalls zu Zweifelsfällen bezüglich Ausstandspflicht kommen könne. Da die Änderung

MOTION
DATUM: 18.06.2020
MARC BÜHLMANN
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aber nur für nebenamtliche Mitglieder des Bundesstrafgerichts gelte, empfehle der
Bundesrat die Annahme der Motion trotzdem. Dieser Empfehlung folgte der Ständerat
stillschweigend und hiess damit gleichzeitig auch die Kommissionsmotion des
Nationalrats gut. 3

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Eine Motion Candinas (cvp, GR) vom Juni 2018 verlangte, die strafrechtliche
Zuständigkeit bei Flugunfällen sei an den Bund zu übertragen. Das Luftfahrtgesetz sei
dahingehend anzupassen, dass nicht nur wie bis anhin die an Bord eines Luftfahrzeugs
begangenen strafbaren Handlungen der Bundesstrafgerichtsbarkeit unterstehen,
sondern alle strafbaren Handlungen, die im Zusammenhang mit Flugunfällen oder
schweren Vorfällen stehen. Insbesondere strafbare Handlungen des
Flugsicherungspersonals unterstehen bisher der Zuständigkeit der Kantone. Weil
Verfahren selten seien und den verschiedenen involvierten Behörden die Expertise
fehle, sei die Zusammenführung der Zuständigkeit beim Bund von Vorteil,
argumentierte Martin Candinas. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und der Nationalrat folgte dem
Antrag im September 2018 stillschweigend. 4

MOTION
DATUM: 28.09.2018
NIKLAUS BIERI

Im September 2019 nahm die kleine Kammer oppositions- und diskussionslos eine
Motion Candinas (cvp, GR) an, welche die strafrechtliche Zuständigkeit bei
Flugunfällen an den Bund übertragen will. Das Bundesstrafgericht soll zukünftig bei
allen strafbaren Handlungen, die im Zusammenhang mit Flugunfällen oder anderen
schweren Vorfällen im Flugverkehr stehen, zuständig sein. 
Der Bundesrat hatte zwar die Annahme der Motion beantragt aber auch der Nationalrat
hatte dem Anliegen 2018 bereits oppositionslos zugestimmt. 5

MOTION
DATUM: 10.09.2019
NIKLAUS BIERI

1) AB SR, 2008, S. 62; AB SR, 2008, S. 97 f.; Vgl. auch die Antwort des BR auf eine Interpellation Baumann: AB NR, 2008,
Beilagen I, S. 207 f.; Zu den Schwierigkeiten, blockierte Gelder des ex-Staatschefs Mobutu an den Staat Kongo zurück zu
geben, siehe TA, 10.12. und 13.12.08.
2) AB NR, 2019 S. 2243; Medienmitteilung RK-NR vom 18.10.19
3) AB SR, 2020, S. 586 ff.
4) AB NR, 2018, S. 1731
5) AB SR, 2019, S. 627
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